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Berfonalien. 


Erlebigungen. 


Das Begnadigungsrecht der Krone. 


Eine publieiſtiſche Studie. 
Bon Dr. Leopold Adler, k. k. Landesgerichts⸗Adjuneten. 


Gerade der praktiſche Juſtizuiaun, welcher in Syſtemen feſter 
Normen für ſeine Thätigkeit ſichere und den politiſchen Tagesſtrs⸗ 
mungen ziemlich entrückte Stützen hat, keunt und ſchätzt vor Allem den 
Werth der Gefetzgebung, welche ihm in feiner Thätigkeit und Stellung 
nicht blos der einzig maßgebende intellektuelle Führer, ſondern zugleich 
auch die moraliſche Boſis der richterlichen Auktorſtät, der Hauptſtütz⸗ 
punkt der Bedeutung und praktiſchen Geltung des Richteramtes für 
die Geſellſchaft iſt. Das Geſetz führt oft ſo ſicher durch die verwor⸗ 
renſten Complicationen des praktiſchen Rechtsfalles, daß gerade der 
Richter zu dem Geſetze wie zu dem prophetiſchen Auge einer allgemeinen 
Vorſehung ſtets aufzublicken gewohnt iſt uud in den heiligen Cirkeln, 
in welche er nach abſtrokten Richtmaßen Perfonen und Verhältniſſe 
zu Stellen berufen iſt, zugleich die Elemente der ftltlihen Ordnung 
und Harmonie anerkennt. 

Dieſe Stellung innerhalb des ſtreuge abfrhliegenden Rahmens einer 
jo viele Gebiete umfaſſenden und das Detail fa vieler Lebensbeziehuu⸗ 
gen erfaſſenden Ordnung mag aber vielleicht gerade einem Auge, das 
gewöhnlich und gerne in dieſen weiten Räumen lernend herumblickt, 
die Forſchung nach den Grenzen der Gefetzgebung im ſtaatlichen Leben, 
anders ausgedrückt, die Frage nach der Realiſirbarkeit des Ideals eines 
„ſogenannten Rechtsſtaates“ nahelegen und fo mag denn aus der 
Feder eines Schülers der Justiz auf einem ihm näher liegenden Ge⸗ 
biete der Verſuch einer Fühlung nach den Geſetzgebuugsgrenzeu gewagt 
und in einer Zeit, in welcher die Wogen des öffentlichen Lebeus die 
begrenzenden Normen der ftaatsrechtlichen Gefetzgebung überfluthen, 
nicht ganz überſehen werden. 

Das Begnadigungsrecht der Krone, in ſeinem Weſen und ſeiner 
hiſtortſchen Geſtaltung erfaßt, ſcheint mir eben jene Grenzmarke der 
Geſetzgebung erſichtlich zu machen und jo ſei es mir denn geflattet, 
den freundlichen Leſer auf mein ſpecleltes Thema hinüberzuführen. 


Von den Staatsrechtslehrern werden Ammeftie, Begnadigung 
und Abolition unter dem gemeinfamen Familiennamen Begnadigung“ 
zuſammengefaßt. Amneſtie, auch lex oblivionis genannt, iſt das einer 
ganzen Claſſe individuell nicht beſtimmter Perfouen zugeſicherte Ver- 
geſſen ihrer ſtrafbaren Handlungen, die über eine ganze Kategorie von 
Delicten im Voraus und in abstracto von der höͤchſten Staatsgewalt 
ausgeſprochene Nachficht bezüglich aller ſouſt nach dem Geſetze eintreten 
den ſchweren Folgen. 

Begnadigung (im engeren Sinne) iſt die von der hoͤchſten Staats 
gewalt ausgehende gänzliche oder theilweiſe Nachſicht der in einem 
concreten Falle durch richterliches Urtheil zuerkannten Strafe. 

Abolſtion im techniſchen Sinne iſt die von der hoͤchſten Staats- 
gewalt veranlaßte Niederſchlagung eines eingeleiteten oder einzuleiten⸗ 
den conereten Straſproceſſes (im Stadlo der Muterfuhuug). Die 
Amneſtie, welche in abstracto es verhindert, daß eine Reihe von in 
eonereto begangenen Delieten unter das ſonſt anwendbare Strafgeſetz 
ſubſumirt werden, wird in ihrer praltiſchen Durchführung nothwendig 
entweder zur Abolirung der wegen der amueſtirten Delicte zur 
Zeit der Amneſtieerloſſung bereits eingeleiteten oder in Einleitung begriffe ⸗ 
nen concreten Strafproceſſe, oder zur Begnadigung der über unter 
die inzwiſchen erlaſſene Amneſtie fallenden Deliele bereits richterlich 
zuerkonnten Strofen führen; die der Amneſtie weſentliche rückwirkende 
Kraft offenbart ſich daher nothwendigerweiſe praktiſch, entweder abo» 
lirend oder begnadigend. 

Soll Amneſtie, welche in ihrer Wirkung Begnadigung oder 
Abolition iſt, diefen letzteren gegenüber geſtellt werden, jo muß der 
abstracte Charakter der Amueftie, die in ihr liegende geſetzähnliche 
allgemeine und abſtrakte Anordnung, welche auf eine Reihe vol eon. 
ereten Fällen paßt und anzuwenden iſt, hervorgehoben werden. 

Abolition und Begnadigung find hingegen immer nur 
Anordnungen für conerete Fälle. Abolition und Begnadigung können 
allerdings auch ſelbſtſtändig und nicht blos als Cauſequenzen einer 
Amueſtie vorkommen und nur ſolche ſelbſtſtändige unmittelbar 
für concrete Fälle von der höchſten Staatsgewalt angeordnete 
Niederſchlagungen von Unterſuchungen und Milderuugen von zuerkannten 
Strafen werden als Abolition im engeren Sinne und Be⸗ 
gnadigung im engeren Sinne beſonders neben die Amneſtie 
geftelit werden können. Amneſtie, Begnadigung und Abolition beein⸗ 
trächtigen ſämmtlich die Auwendung des Strafrechts⸗ und Straf- 
proceßgeſetzes, welches Einleitung der Uuterſuchung, Unterſuchuug, Urtheil 
und volle Vollziehung des Strafurthelles verlangt, nur iſt freilich dieſe 
Hemmung und Beeinträchtigung, wie ſchon gezeigt, eine verſchiedene, 
indem die Amneſtie gewiſſermaßen das Geſetz und feinen Lauf 
vor feiner Anwendung auf eonerete Fälle überhaupt, die Abolitton 
des den concreten Fall ergreifende Geſetz in feiner Auwendung, die 
Begnadigung aber das durch die Iudientur auf den ſubfumlrten 
Fall ſchon augewendete Geſetz hemmt. 

Die Amneſtie iſt im Unterſchiede von der Abolilion und Bes 
gnadigung im engeren Sinne wohl auch als negativer Gefetzgebungs⸗ 
art aufgefaßt und als Solcher z. B. in der preußſſchen Skagtsver⸗ 
faffung behandelt worden. 

Bon den Staatsrechtslehrern und wie ſpater gezeigt werden full, 
in den meiſten Verfaſſungen werden Amneſtie, Abolition und Begnadi- 


gung als Souverainitätsrechte behandelt und aufgefußt, d. h. als Rechte, 
welche demjenigen Factor im Staate meiſt ausſchließlich zugeschrieben 
werden, welchem die Souverainltät beigelegt wird. Die Souperainität 
aber iſt die höchſte Staatsgewalt, die höchſte ſtaatliche Machteinigung. 
Als Kern und Ausdruck der beſtehenden Staatsgewalten follte ſie 
freilich nach ihren vorhandeuen Erſcheinungen, nach ihrer Darſtellung 
in der Geſchichte wirklicher Staaten beurtheilt werden. Statt deſſen 
haben ibealifireude Theoretiker Ihre Wünſche in die Definition des Staates 
und der Souperainität eingekleidet und waren doch ſelbſt, fo oft fie 
uuf idealer Baſis ihr Theorem aufgebaut hatten, genöthigt durch Uuter⸗ 
scheidungen und Hinzufügungen das urſprünglich Ausgeſchiedene wieder 
herbeizuzieheu. 

Plato, welcher in feinem Buche „von der Republik“ die 
Slaatsbehörden von dem Zmange der einzelnen Geſetze ganz befreien 
und als Normen für die Regierungsthätigkeft blos das Rechtsbewußt⸗ 
ſein und die öffentliche Wohlfahrt aufſtellte, kam von dieſem Staud⸗ 
punkte in feinen Werle „über die Geſetze“ ganz zurück, in dem 
er die Geſetze für die allgemeinen und oberſten Könige erklärte. Dieſes 
Königthum der Gefehe iſt es, welches wir in den neueren ſtaatsrecht⸗ 
lichen Theorien als Souyerainite de droit wiederfinden, nur daß 
neben dieſe Souveraiuität des Gedankens der Stantsider eine Son- 
verainite de fait, eine factifche Souverntnität geſetzt wird, fo ins⸗ 
beſondere von Guigöt in feiner histoire de la Civilisation en 
Europe und in feiner histoire des origives. — So wenig der 
Intellect im einzelnen Menſchen mit feinem Wollen identiſch tft, To 
wenig geht es an bei einer richtigen und nüchternen Auffalfung der 
Staatengeſchichte und der beſtehenden Staatsverfaſſungen, Stantsideen 
und Staatsgewalt zu identifleiren. Ideen find für ſich nicht Wille 
und nicht Macht. Der Ausſpruch, fie ſeien es, iſt der poetlſche Aus- 
druck für den ſchonen Wunſch, fir mochten es fein, Gerade fo viel und 
gerade fo wenig vermögen an ſich die in dein Staatsleben nach 
Verkörperung dringenden Ideen unmittelbar auf das Staats leben. 
Das ſtaatliche Leben if ſchon lange vor der Zett factiſch vorhanden 
und nach allen Richtungen hin wirkſam geweſen, bevor noch die in 
dein Staatsleben ſchon befriedigten und noch zu beſriedigenden Bes 
durfniſſe in die Klarheit beſtimmter Rechts- und Staatsideen getreten 
find. Dieſe mit der Stagtengeſchichte zuſammenfallende und von dieſer 
ausſchließlich beſtätigte Auffaſſung des Staatslebens negirt aber jene 
Anſchauung, lach welcher die Staatsgewalt als Grecutive ſchon ſeit 
Anbeginn der Staatengeſchichte bewußt den von der Theorie conſtruirten, 
Staalszwecken gedient hätte. In der Geſetzge bung iſt nun erſt 
der Stagtswille zum Bewußtſein feiner Zmecke gekommen, dle Gefetz⸗ 
gebung iſt ein Ausfluß des zum Bewußlſein feiner Zwecke gelaugten 
Staatswillens. Die Geſetzgebung tl aber nicht blos Gedankenſchöpfung. 
Der Staatswille gibt feines Weſens, der Herrſchaft über Viele bewußt 
in den Geſetzen Anorduuugen für Viele im Allgemeinen und bekleidet 
dieſe allgemeinen Anordnungen mit feinen Machkausflüſſeu. Je inniger 
die Verbindung zwiſchen dem Staatswillen und der in dieſem zum 
Bewußtſein gekommenen Staateldeen wurde und wird, deſto mannig⸗ 
faltiger werden dieſe Anordnungen deſto großer wird die ſtaatliche 
Geſetzgebung. Und jo können wir dann fragen, wird der von dem 
Münzmeiſter, welcher Geſetzgeber heißt, zu den allgemeinen Macht⸗ 
münzen, welche Geſetze genannt werden, gebrauchte und ausgeprägte 
Machtſtoſf durch diefe Münzung ganz verbraucht? Iſt es wünſcheus⸗ 
werth und nothwendig, daß der Staatswille ſich blos in den abſtrakten 
Formen der Geſetzgebung und nur in diefen offenbare? Meiner Auf⸗ 
faffung und Anſchauung nach ift nun das ſouveraiue Begnadigungs⸗ 
recht (Amneſtie, Begnadigung und Abolitlon umfaſſend) e in Aus⸗ 
fluß der in Gefetzen noch nicht verbrauchten Staatsgewalt. 

Iſt man der Anſicht, daß das ganze Staats leben aus nahms⸗ 
los und unbegrenzt der Gefetzgebung angehöre und augehoͤren 
müſſe, dann erſtheiut die Begnadigung (in dem eben bezeichneten 
weiteren Sinne) als ein unberechtigter Eingriff der blinden Willkür 
und Gewalt in das geheiligte Gebiet der zur Alleinherrſchaft berechtig⸗ 
ten Geſetzgebung. Nicht das Abolitionsrecht allein, ſondern mins 
deſtens auch das Begnadlgungsrecht im engeren Sinne und ſelbſt die 
von der Kroue allein ausgeſprochene Anmneſtie erſcheinen in dieſem 
Lichte als Ueberreſte der fogenannten Kabinetsjuſtiz. 

Wenn man dagegen der Anſicht ift, daß die ſtaatliche Geſetzgebung 
das Staatsleben vollkommen und immer zu decken nicht Im Stande fei, daß 
die concrete Geſetzgebung nicht einmal immer der richtige und glückliche 
Ausdruck der ihr zu Grunde liegenden geſetzgeberiſchen Idee ſei, daß 
ferner die Geſetzgebung trotz ihrer Caſuiſtik den unendlichen Combina⸗ 
tionen des wirklichen Lebens nur umwollſtändig gerecht werden föune, 


dann erſcheint der Ueberfchuß und Reſt einer in Gefetzen noch nicht 
verbrauchten und erſchöpften Staatsgewalt vlelleicht minder als eine 
Gefahr denn als ein Vortheil, als ein Supplement und Correftiv, 
melches von der nicht normirten der normirten Staatsgewalt 
gefpendet und geleiſtet wird. 

Daß die Staatsgewalt in der geſetzgebenden und geſetzuuwendenden 
Funktion noch nicht erſchöpft ſei, zeigt die Geſchichte und Statiſtik der 
Staaten, zeigen die Stuntänerfaffungen, Neben den legislativen Faktoren 
und in den Staaten, in welchen der Somernin an der Geſetzgebung 
theilnimmt, mitten unter denſelben erſcheint ein Leiter und Repräſen⸗ 
taut der Executivgewalt und gerade dieſer wird vorzüglich oder aus⸗ 
ſchließlich als Repräſentant der Staatseiuheit, als Souverain alte 
erkannt. 

Ju der römiſchen Republik war das Begnadigungs recht bei der 
fouveramen Volksverſammlung. Gegen dieſe Volksbegnadigung, Absolutio- 
eifert Cicero in ſeiner Rede in Verrem im VII. Titel. 

In den Pandekten des römischen Rechtes iſt das Abolitionsrecht fpeciell 
im 48. Buche Tit. 2 de accusationibus et inseriptionibus und zwar 
iu den legihus 7. 12, 15 und 17 behandelt und dem Kaiſer zuge⸗ 
ſchrieben. Der deutſche Kaſſer hatte im gemeinen Rechte nur bezüglich 
der Straferkeuntniſſe des Reichshofrathes nicht auch bezüglich der Urtheile 
des Reichskammergerichtes das Begnadigungs recht. 

Im Mittelalter und nach kanoniſchem Rechte iſt und mar an gewiſſe 
Orte (Aſyle genannt) Befretuug von ſtrafgerichtlicher Verfolgung ge⸗ 
knüpft. In Nom beſteht noch heute eine Guadeubehörde Signatura 
gratiae genannt, für Angelegenheiten, „welche das gewöhnliche Maß 
richterlicher Vollmacht überſchretten.“ 

Nach engliſchem Staatsrechte iſt das Begnadigungsrecht im Alle 
gemeinen eine Prärogatjve der Krone mit der Einſchränkung, daß die 
Nachthelle des ſogenanten bürgerlichen Todes in Folge der Verurthei⸗ 
lung wegen $elonıe nur durch Parlamentsbeſchluß zu befeitigen find. 

Die Verfaffungen Belgiens und Badens, ſowie der Nieder- 
lande verwerfen nur das Abolitionsrecht, anerkennen dagegen das 
Begnadigungsrecht des Souverains. Die ſächſiſche und würtember⸗ 
giſche Verfaſſung anerkennen ausdrücklich das Abolitions recht der Krone. 

In Preußen wird, wie bereits erwähnt, die Amneſtie als ein 
Geſetzgebungsakt aufgefaßt und können eingeleitete Unterfuchungen nur 
auf Grund eines beſonderen Geſetzes niedergeſchlagen werden. 

Ebenſo mannigfaltig und verſchieden find die Auſichten und Aus⸗ 
ſprüche der Gelehrten und Staatsmänner über das Begnadigungs⸗ 
und Abolitlons recht Kant fah in der Begnadigung, von welcher 
er behauptete, daß ſie das einzige Majeſtätsrecht fei, das dieſen Namen 
verdiene, die dem Staatsherrſcher zugeſtaudene Befugniß ſonveralue Mill: 
kür auszuüben und den geraden Lauf der Gerechtigkeit zu hemmen, 
Dagegen ſagt Montesquieu in feinem l’esprit des lois: „Das 
Begnadigungs recht iſt ein ſtarker Hebel in gemäßigten Monarchien und 
kann mit Weisheit gehandhabt, bewunderungswürdige Wirkungen here 
vorbringen. Das Prinzip der despotiſchen Regierung, welche nicht ner« 
zeiht und niemals verzeihen wird, beraubt ſich dieſes Vortheils.“ 

Hier jet eiuſchaltungsweiſe erwähnt, daß in rein despotiſchen Staaten, 
in welchen jede behördliche Verfügung und jedes Erkenntniß nur der 
Ausfluß der oberſten Skaatsherrſchaft it, die Begnadigung nicht 
vorkommt; die dort unmittelbar und alles beherrſchende Gewalt wider⸗ 
ruft ihre eigenen Ausſprüche nicht, um ihre Autorität nicht zu erſchüt⸗ 
tern, ſo iſt es insbeſonders heute noch in Perſien bei Todesſtrafe 
verboten, für einen Dritten um Gnade zu bitten. 

Der engliſche Staatsrechtslehrer Blakſtone ſagt: „Wenn jede 
andere Hülfe dem unglücklichen Angeklagten oder Verurtheilten ſchwiudet, 
daun iſt ſeine letzte und ſicherſte Zuflucht die Gnade des Königs, 
das ſchönſte Vorrecht der Krone — Mitleid fanır nicht die Grundlage 
der Geſetze ſein, aber unſere Verſaſſung will, daß Gerechtigkeit in 
Milde gehandhabt werde.“ 

Ueberbliden wir nun das freilich nur bruchſtückweiſe jetzt vorge⸗ 
führte Materiale, fo bemerken wir an der Einfeitigfeit, mit welcher 
die Frage des Begnadigungsrechtes von Einzelnen beurtheilt und an der 
Vielſeitigkeit, in welcher ſie non Verſchiedenen aufgefaßt und im Laufe 
der Zeiten gelöſt wurde, daß wir es zunächſt mit einer eigentlich 
politiſchen ſtaalsrechtlichen Frage zu thun haben. 

Meine Auffaſſung vom Staatswillen und von der Staatsidee hat 
mich zu dem früher bereits entwickelten Standpunkte geführt. Zu dieſem 
zurückkehrend, möchte ich nur noch einige Fragen aufwerfen und einige 
Uuterfcheidungen machen. Die Amneſtie iſt eine Anorduung in ab- 
stracto, daher geſetzähulich, ſoll fie deßhalb der legislaliven Function 
des Staates und deſſen legislativen Factoren vorbehalten bleiben? 


Begnadigung und Abolition ſind Auorduungen uumittelbar für 
den konereten Fall, und gegen das Gefetz find fie Beide oder iſt nur das 
Abolitionsrecht, welches ſchon die Subſuntion unter das Geſetz hindert, 
auszuſchlteßen d 

Ich bin nun der Anſicht, daß die Abolition allerdings deut Ger 
ſetzgebuugsprineipe geopfert werden könne und werden müſſe, natürlich 
ſoweit ſie nicht blos Anwendung der Amneftie if. — Die Abolitiou 
bricht die Brücke zur Wahrheit ab, und wirft über noch uicht Couſta⸗ 
tirtes den verhülleuden Schleier, fie entzieht Thatſachen der unpar⸗ 
teilfehen Unterfuchung, aber darum doch nicht der Wirklichkeit, der Ge 
ſchlchte, dem Gerüchte und Gerede, Durch die bloße Unterwerfung einer 
Perſon und eines Falles unter den Richterfpruch allein, ſelbſt ohne 
Strafvollzug, wird oft der Auctorjtät der Geſetze und dem öffentlichen 
Rechtsbewußtſein eine Genugthuung geleiſtet. Das Wegdrängen des 
Geſetzes in conereto und vor dem conereten Falle dagegen legt in 
das für die Auetorität der Geſetzgebung fo wichtige Prinzip der unbe« 
dingten und ausnahmsloſen Anwendung eine nicht unbedenkliche 
Breſche; die Abolition muß endlich, wenn fie nicht blos perſbuliche 
Begünſligung und daher abfolut verwerflich fein ſoll, auch wider den 
Willen und Wunſch des von der Unterſuchung Beſreiten angewendet 
werden und beraubt fo denſelben des erſten Stag fsbürgerechtes, bie 
Anwendung der Geſetze auf ſich und feine Angelegenheiten zu for⸗ 
dern. Endlich zeigen ſich Härten des Geſetzes ja doch nur erſt: 
in der Vollziehung des auf das Geſetz gebauten Richterſpruches; erſt 
nach gründlicher Unterſuchung des concreten Falles und durch Unter⸗ 
werfung deſſelben unter das Geſetz mittelſt des Erkenntniſſes kun die 
innere Untauglichkeit des Geſetzes für den einzelnen Fall erkaunt werden. 

Dagegen werden Begnadigung und Ainneſtje als wohlthatige Aus- 
fluſſe des in der Geſetzgebung noch nicht verbrauchten Staats willens 
und als beſoudere Funcklon des Souverains wohl noch lange nicht 
zu entbehren fein; fie werden mit Weisheit und neben voller und 
aufrichtiger Anerkennung, Achtung und Wahrung des Geſetzgebungsprin⸗ 
cipes und Gebietes gehandhabt, und nicht zu häufig augewendet nicht 
zur Schwung, ſondern zur Stärkung der Geſetzes⸗Auckoritat denen, 
In Ländern, In welchen politiſche Parteten einen divee— 
ten Einfluß auf die Geſetzgebung ausüben und den Ge— 
halt der Geſetze an Objeckinität ober wenigstens das allge- 
meine Vertrauen in dieſe Objectivftät beeinträchtigen, und namentlich 
auf Geſetzgebungsgebieteu, welche dem eigentlichen öffentlichen fo wand⸗ 
lungsvollen Leben nahe ſtehen, durfte die ausgleichende und mildernde 
Thaͤtigkeit eiues über den Parteien ſtehenden von den einzelnen im 
Staate kämpfenden Intereſſen zunächſt nicht berlthrten aber an dem 
Fortbeſtande des ganzen Staates intereffitten Herrſchers ein ſehr wert⸗ 
volles Unterpfand des ſtnatlichen Friedens und der staatlichen Zukunft fein. 


— 


Mittheilungen aus der Praxis. 


Zur Frage des Erſatzes der vorläufigen Armenunterſtützung kn Falle 
des Seitens der Domtzilsgemekupe gelelſteten außßzerordeutlichen Aufwandes 
für Verwahrung, Verpflegung und Transport chres Irrſlunigeu. 


Koſef M., in der Gemeinde P. heimatsberechtiget, war bei Johann 
T. in der Gemeinde Sp. als Knecht bedienſtet und erkrankte am 
4. December 1865 derart am Irrſinn (delirinm tremens, welches i 
Tobſucht ausartete), daß er in ſichere Verwahrung gebracht werden 
mußte. Für dieſe Verwahrung ſorgte die Gemeinde Sp. bis zu der 
am 20. December 1865 erfolgten Abtransporttrung des M. in die 
Laudesirrenanſtalt zu G. und hat vorſchußweiſe an Auslagen 71 fl. 
75 kr. beſtritten. Die Gemeinde Sp. hat an das Bezirksamt das 
Anfuchen geſtellt, die Hereinbringung dieſer Koſten von der Heimat 
gemeinde des M. zu veraulaſſen. Die zur Zahlung aufgeforderte & 
meinde P. lehnte die Erſatzleiſtung ab, weil dem Dienſtherrn die Koſteu⸗ 
beftreitung für feinen erkrankten Knecht obliege, indem der Dienſtherr 
nach den Beſtimmungen der Dienſtbotenorduung verpflichtet war, den 
erkrankten Dienſtboten durch vier Wochen zu verpflegen und ärztlich 
behandeln zu laſſeu. a 

Der der Gemeinde P. vorſtehende Bezirkshauptmann ſtimmte 
der Anſicht der Gemeinde bei. 

Der der Gemeinde Sp, vorſtehende Bezirkzhauptmaun hat dagegen 
eiugewendet, daß alle Bedingungen vorhauden find, um in Gemüßheit 
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der 88. 28 und 29 des Heimatgeſetzes der Gemeinde Sp. denn Anfpruch 
auf den Erſatz der für M. beſtrittenen Koſten zuzuerkennen, andererſeits 
der $ 21 der Dienſtbotenordnung feine Anwendung finden konne, 
weil unter den dort verſtandenen Krankheiten unmöglich der Irrſlun 
gemeint fein könne. Der Kranke mußte in dieſem Falle vielmehr 
aus Polizeirückſichten in beſondere von der Gemeinde augeordnete Ver⸗ 
wahrung und Verpflegung mit einem außerordenklichen Koſtenauſwande 
gebracht werden. Auch wurde von dieſem Benrkshauptmaun bemerkt, 
daß die Entſcheldung über die Verpflichtung des Dieuſtherrn im Wir⸗ 
kungskreiſe der Gemeinde liege (kraft 8. 24, Z. 6 der Gemeindeordnung *) 
und dieſe den Dienſtherrn bereits als nicht zahlungspflichtig erklärt habe. 

Die Stntthalterei hat über Einvernehmung des Landesmedleinal⸗ 
rathes mit Erlaß vom 7. September 1869, Z. 9446, eutſchieden: „daß 
die Koſten für die Verwahrung, Verpflegung und den Transport des 
Kuechtes . per 71 fl. 75 kr. vom Dieuſtgeber Johann T., dann 
der Gemeinde Sp. und der Zuſtändigkeitsgemeinde gemeinſam und 
zwar in der Weife zu tragen find, daß 1. der Dienſtgeber den ärzt⸗ 
lichen Couto und dann für Verpflegung die Aetzungskoſten zuſammen 
per 11 fl. 55 kr., 2. die beiden in Frage ſtehenden Gemeinden aber 
den nach Abzug dieſes Betrages von den Geſamimtkoſten ſich ergebenden 
Reſtbetrag per 60 fl. 20 kr. zu gleichen Theilen zu tragen ver⸗ 
verpflichtet find; indem das Geſetz, welches den Dienſtgeber verpflichtet 
erklärt, über die Art der Erkrankung feinen Unterſchied macht, daher 
derſelbe in vorllegendem Falle von der Bezahlung der ärztlichen Rech⸗ 
nung und der bis zur Ablieferung in die Irren⸗Auſtalt nothwendigen 
Verpflegung, die von ihn auch in natura hätte beigeſtellt werden 
können, nicht loszuzüählen iſt. Die Unkosten welche für die beſoudere 
Verwahrung und für die Ablieferung des Kranken in die Irren-Auſtalt 
erwachſen find, und welche wegen der Efgenthümlichkeit der Krankheit 
dem Dieuftgeber ſchon aus dem Grunde nicht auferlegt werden können, 
weil das Geſetz dein Dienftgeber die Wahl läßt den erkrankten Dienſt⸗ 
boten nuch im häuslichen Wege behandeln zu laſſen, bei Frrſinnigen, 
aber die Ablieferung in eine üffeukliche Anſtalt aus höheren Rückſichten 
zur Pflicht wird, kommen elnerſeits aus dem Titel der Armen⸗ 
verſorgung und andererſeits aus dem Titel der offentlichen Sl 
cherheit in Betracht, woraus ſich die nothwendige Theilung derſel ben 
zwischen der zur Armenverſorgung berufenen Hei mategemeinde, 
und der au der ſicheren Verwahrung des Srrfinnigen intereſſirten 
Damieilsgemeinde ergibt, übrigens die Gemeinde Sp. an ber 
größeren Auslage für ſichere Unterbringnug des M. darum Schuld 
war, weil eben wegen Abgang eines geeigneten Verwahrungslocales 
der Gemeinde der Kraule iin Gaſthaufe unkergebracht werden mußte.“ 

Hinſichtlich der Bemerkung des Bezirfshauptmannes in B., daß 
über die Zahlungspflicht des Dienſtherrn die Gemeinde autſcheſde, wurde 
ferner mik dieſer Statthalterel-⸗Eulſcheldung bedeutet, „daß über Kran 
keukoſten zu entſcheiden nur die polltiſchen Behörden competent ſinde. 

Gegen dieſe Entſcheidung hat die Gemeſnde Sp. den Recurs 
ergriffen, in welchem fie vorſtellt, daß ſie nur ihrer Pflicht und ben 
Auordunngen des Bezirksamtes entſprochen habe, als fie für die ſichere 
Unterbriugung des plötzlich vom Irrſinn befallenen Knechte M. geſorgt 
habe, daß ihr die Heimatsgemeinde die für ihren Angehörigen erwach⸗ 
ſenen Koſten mit Dank wiedererſtatten werde; am wenigſten aber 
leuchte ihr ein den Betrag don 30 fl. 10 kr. aus dem Grunde zahlen 
zu müſſen, well das Verwahrungslocale der Gemeinde zufällig bau⸗ 
fällig war, und ein anderes geeignetes Locale nur gegen Bezahlung 
erlangt werden konnte. 

Das Minifterium des Junern hat unterm 29. Jänner 1870, 
Z. 657 folgende Entſcheidung gefüllt: 

„Die Gemeinde Sp. hat in dem Falle des unbezweifelt als arm 
im Sinne des $. 29 des Heimatgefetzes zu betrochtenden Joſef M. 
allen Verpflichtungen Genüge gelelſtet, welche ihr nach den Beſtim⸗ 
mungen der 88. 29 und 30 des Heimatgeſetzes oblagen, und ift daher 
umfomehr berechtigt, den vollen Erſatz ihrer diesfälligen Auslagen 
von der Heimatgemeinde P. anzufprechen, als fie mit Rückſicht nuf 
die Natur der Krankheit des Joſeſ M. nach Zuloß der ihr zu Gebote 
ſtehenden Mittel nur dasjenige vorgekehrt hat, watz die Gemeinde P. 
ſelbſt hätte vorkehren mäſſen, wenn M. unter gleichen Umftäuben im 
ihrem eigenen Gebiete erkrankt ware. 

Was iusbeſondere die Verwahrung und den Trausport des M. 
in die Landes⸗Irrenanſtalt betrifft, fo find diefe Maßregeln nicht 
allein im Jutereſſe der offentlichen Sicherheit, ſondern zunachſt In 
unmittelbaren Jutereſſe des Erkrankten ſelbſt getroffen worden uud 


*) Entiprehend Art. V. J. 6 des Geſeges vom 5. Marz 1862 Beltin- 
mung des Wirkungskrelſes: Handhabung ber Dienjtbotennrbiung. 


müſſen daher als eine nothwendige Conſequenz der Krankenverpflegung 
(8. 29 Heimatgeſetz) betrachtet werden. 

Mit Rückſicht auf die Beſlimmung des §. 28 des Heimat⸗ 
geſetzes endlich, wor nach der Gemeinde Sp. die Wahl freiftand, den 
Erſatz der Krankenverpflegskoſten entweder von der Heimatgemeinde 
oder von den nach dem Civilrechte oder nach anderen Geſetzen hiezu 
Verpflichteten zu verlangen, kann von Seite der Gemeinde P. die 
allfällige Zahlungspflicht des Dienſtherrn Johann T. gegenüber der 
directen Anforderung der Gemeinde Sp. nicht eingewendet werden. 

Aus dieſen Gründen wird unter Behebung der Statthalterei⸗Ent⸗ 
ſcheidung von 7. September 1869, 3. 9446, dem Reeurſe der 
Gemeinde Sp. Folge gegeben, und die Gemeinde P., vorbehaltlich der 
im Schlußfatz des 8. 39 Heimatgeſetzes vorgedachten Richtigſtellung 
des Koſtenbetrages, zum Erſatze ſämmtlicher von der Gemeinde Sp. 
für die Verwahrung, Verpflegung und den Transport des terſinnigen 
Hofef M. vorſchußweiſe deſtriktenen Auslagen verpflichtet erklärt, wobei 
es der Gemeinde n ſelbſtverſtändlich unbenommen bleibt, ſich dies⸗ 
falls im Sinne der 88. 23 und 39 des Heimatgeſetzes an dritte 
Perſonen, alſo eventuell auch an den Dienſtherru des M. Johann 
zu regreſſtren.“ W. 


Im Fa lle von Verletzungen durch Wildschaden kaun für die Schaden⸗ 
erſatzberechnung ein Verſchulden des Beſchüdigten im Sinne des g. 1304 
des a. b. G. B. nicht eingewendet werden. 


Franz D. hat unterm 18. Juli 1868 beim Bezirksamte in W. 

ein Geſuch um Augenſchelnstagſatzung zur Erhebung eines ihm auf 
feinen im Jogdpachtrevſere des Paul H. gelegenen Grundſtücken zu⸗ 
gefügten Schadens eingebracht. Die Lokalerhebung, bei welcher Sach- 
verſtandige beider Streittheile intervenirten, ftelite einen durch Haſen⸗ 
fraß on Obſtpelzern zugefügten Geſammtſchaden per 24 fl. 75 kr. 
ſeraus. 
i Das Bezirksamt W. (Erkenntniß 27. Auguft 1868, Z. 1909) 
verurtheflte den Jagdpachter zum Erſatze nur der Hälfte dieſes 
Schadens, das Ift zu 12 fl. 37%, kr. ſowie der Hälfte der Verhand⸗ 
lungs- und Erhebungskoſten per 16 fl 77 kr., alſo zu 8 fl. 38 ½ kr. 
und zwar aus dem Grunde, weil hier auch von Seite des Beſchaͤdigten 
ein Verſchulden durch Nichteiufriedung feiner Baumſchule und Nichte 
einbindung der auf ſeinen Wieſen befindlichen Obſtpelzer vorhanden 
ſei, und nach $. 1304 a. b. G. B bei einem ſolchen beiderſeitigen 
Verſchulden der Schaden von beiden Theilen verhaltnißmaßig oder zu 
gleichen Theilen zu tragen iſt. 

Die Landesregierung (Erkenntuiß vom 7. December 1868, 
3 6083) fand dagegen über Recurs des Beſchüdigten, den Jagd⸗ 
pächter zum Erfatze des ganzen Schadeus per 24 fl. 75 kr., ſowie in 
Folge feiner Sachfälligkeit auch zur Zahlung der Kommiſſionskoften in 
dem Betrage von 12 fl. 72 kr. zu verurtheilen, denſelben jedoch von 
den bei pollitiſchen Verhandlungen unzuläſſigen Aufrechnungen der 
Klagskoſten per 3 fl. und der zweimaligen Zuſtellungsgeßühr von je 
52 ½ kr. loszuzählen. Zur Begründung dieſer Entſcheidung wird fol⸗ 
gendes angeführt: Das uach dem Jagdgeſetze vom 7. März 1849, 
$. 11, in Beziehung auf die Wildſchädenerfatzanſprüche noch immer 
maßgebende Jagdpakent dom Jahre 1756 (88. 2 und 1A) ſpreche 
dem Grundbeſitzer den Erſatz für alle Wildſchäden nach Maß des 
erlittenen Schadens zu. Die dem bezirksämtlichen Erkenntulſſe zu 
Grunde liegende Annahme eines Verſchuldens von Seite des Beſchä⸗ 
digten ſei weder in deu jagdgefetzlichen Beſtimmungen, noch in dem 
vorhandenen Jagdpachtvertrag des H. gegründet und die Theilung des 
Wildſchadens und der Eommiſſionskoſten daher nicht gerechtfertigt. (Ju 
dem erwähnten Jagdpachtvertrage vom 12. April 1864 heißt es im 
8. 5: „Den durch das Wild auf den gepachteten Jagdgründen verur⸗ 
ſachten Schaden hat der Pächter entweder nach gemeinſchaftlichem Ein⸗ 
verſtändniß mit dem Beſchädigten oder nach Maßgobe der erhobenen 
Schätzung, wozu jeder Theil einen Schatzmann zu beſtellen hat, au 
den beſchädigten Eigenthämer zu bergüten“.) 

Im Miniſterjolvecurſe, worin vom ganzen Schadenerſatze, 
oder eventuell nach der Anſicht des Bezirksamtes W. wenigſtens von 
der Hälfte des Schadens lasgeſprochen zu werden begehrt, jührt der 
Verurtheilte au, er glaube, nachdem er ſich erhobener Maſſeu kein 
übermäßiges Auwachſen des Wildes zu Schulden kommen ließ, für 
den fraglichen, durch ihn ſomit micht verſchuldeten Schaden über⸗ 
haupt nicht verantwortlich zu fein. Dieſer Schaden ſei vielmehr von 
dem Beſchädigten ſelbft, als ein zufälliger und zwar umſomehr zu 


tragen, alt dieſer fein Eigenthum unverwahrt gelaffen hat. Auch 
glaubt Recurrent auch aus dem Jagdpachtverkrage zu keinem Schaden⸗ 
erſatze verpflichtet werden zu können, weil der Beſchädigte ſich nicht 
nach den Beſtimmungen diefes Vertrages wegen der Vergütung mit 
dem Recurrenten zuerſt in das Einvernehmen ſetzte, ſondern fich gleich 
an die Behörde wandte. 

Das Miniſterium des Innern hat mit Entſcheidung vom 20. März 
1869, Z. 3407, dem Recurſe keine Folge gegeben. K. 


Perſonalien 
nach dem amtlichen Theile der „Wiener Zeitung“. 

Se. Majeſtät haben dem Miniſterlalrathe im Mintcſterium des Innern 
starl Bayer den Titel und Character eines Sectlonschefs mit Nachſicht der 
Taxen verliehen. 
Se. Majeſtät haben den Minſſterialrath Karl Ritter von Stäh Uln zung 
Sectionschef im Mimſterlum des Junern ernannt. 

Se. Majeſtät haben den Director der Hrankenanftalt Rudolſſtiſtung in 
Wien Medizinaſtath Dr. Franz Ulrich zum Miniſteriakrathe und Saultäts⸗ 
referenten In Miniſterium des Innern ernaunt. 

Se. Mojejtät haben den Oberlandesgerichtsralh in Wien Dr. Moriz 
Ritter von Schmerling zum Miniſterialrathe im Miniſterium des Innern 
ecnamıt. 


Jolef Kutſcherg 


Se. Majeſtät haben den mit Titel und Character eines Oberbaurathes 
bekleideten, Baurath im Miniſtertum des Innern Karl Ritter von Laſſer 
zum Oberbauralhe in Nieberöiterreid) ernannt 

Der Minijter Innern hat den im Miniſterlum des Innern in Ver⸗ 
wendung ſtehenden Bezirkscommlſſär Joſef Röggla v. Madenthal zum 
Bezirkshauplhlann zweite Claſſe in Birol und Vorarlberg ernannt, 

Der Miniſter des Innern hal dle Begirlöhauptinänter Johann Mu pp, 
Friedrich Rabaistn, buarb Mater und Friedrich Mel kan zu Dep 
e erſter Elaſſe; dann den auf dle Stelle eines Bezirlscommiſſärs 
eingereihten früheren Bezlrtsvorſteher Anton Pompe, den Im Miniſterlum 
bed Innern in Verwendung ſtehenden Bezirkscommiſſär Neha Ruzicala, 
den Bezirkscommiſſär Mathias Reimer, dem im Dinifterium des Innern, 
in Verwendung ſtehenden Stalthaltereiconcipiſten Julſus Boefe und den. 
Staithaltereiconeipifien Joſef Soucz ek zu Bezirkshaupkmännern zweiter Claſſe 
in Mähren ernannt, 

Der Miniſter des Innern hat bie Bezirkshauptntänner zweiter Claſſe 
Friedrich von Wallenburg und Albert von Rungg zu Hezirkshauptmängtern 
Franz von nal und die Bezirks: 


en erſter Claſſe; 
äingereißlen Stalthaltereiſectetur Karl Seifert ben Gutsbefl 
Eugen Mitter von Styrzza und den Hezikscommiſſär Oreſtes Rennen v. 
ny! zu Bezirkshauptmännern zweiler Claſſe in der Bukowina ernannt. 

Se, Maſeſtät haben den im Miniſterium des Innern in Verwendung 
stehenden Regierungsconeipilten Dr. Ferdinand Pascantini⸗Juriskovie 
von Hogendorf den Titel und Rang eines Bezirkshauptmannes mit Nach⸗ 
ſicht der Taxen verliehen. 

Der Diinifter des Innern hat den Bezirkshauptmann zweiter Claſſe 
Eugen Ritter von Kuczkowski zum HBezerkshauptitann erſter Elaſſe und den 
Statihaltereilecretär und Leiter einer Grundlaſtenablöſungs und Regulitungs⸗ 
commifion Anton Schiffner zum Bezirkshaupintaun zweiter Claſſe in 
Galizten ernannt. 


He 


Erledigungen 
aus dem Aumtsblakte der „Wiener Zeitung“. 

Pronſſortſche Rochnungsofftefalsſtelle zweiter Claſſe beim Rechuungsdeparte⸗ 
ment der fteiermärfiigen Statthalterei in Graz, 700 fl. Gehalt, eventuell Rech⸗ 
nungsofficzalsſtelle brötter Claſſe mit 600 fl. ober 500 fl Gehalt bis 21. Apell l. . 
(Aultsblatt 70) 

Zwei Statihalterelconcipiften und drei Bezickscommiſſärsſtellen in Mähren 
bis 20. April l. J. (Amtsblatt 74.) 

Seeretäräftelle bei den Bezirkshauptmannſchaften in 
20. April J. J. (Amtsblatt 76.) 

Eine Bezlekscommiſſärsſtelle im Verwaltungsgeblete der niedereöſterreichiſchen 
Statthalterei 800 fl. Gehalt und eventuell eine Concepfsavjunckenſtelle 400 fl. 
Gehalt 0 April l. J. (Aumtsblakt 79.) 

Vezirkscommifſärsſtellen, bei den Bezktkshauptmaunſchuften in Carlsbab 
und Pribram mit 1200 fl. Gehalt eventuell 1000 fl., 800 fl. bis 15. April. 
(Amtsblatt 80.) 8 

Directors und zugleich Wrigararztegſtele wit 200 fl, Gehalt bal der 
mühriſchen Landesirrenanſtalt in Brünn bis 15. Mai 1. J. (Amtsblatt 81.) 

Propiſoriſche Stalthalterei,Contepts⸗Adlumelenſtelle un Stelermark 400 fl. 
Gehalt bis 27. April. (Amtsblatt 81.) ER. 4 

Affıftentenftelle der rungen Klinit in der Salzburger mebiginifch: 
chirurgischen Lehranſtalt und des Secunvarwundarztes im St. Fohannesspiale 
400 fl Adjutum bis lezten April. (Amtsblatt 83.) 


Mähren bis 


Druck von A. Pichler's Witwe & Sohn in Mien. 


Verlag von Moritz Perles in Wien, Stadt, Splegelgaſſe 17. 


